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I. Ausgangslage
Zwischen der Errichtung einer Verfügung von Todes wegen und der diese aktuell wer-
den lassenden Eröffnung des Erbganges liegt nicht selten eine längere Zeitspanne, in der 
sich die Vermögensverhältnisse des Erblassers regelmässig – und unter Umständen 
sogar ganz erheblich – verändern. Es kommt deshalb durchaus vor, dass der Erblasser in 
einer letztwilligen Verfügung oder einem Erbvertrag Anordnungen über Vermögensge-
genstände getroffen hat, die ihm später nicht mehr gehören und mithin im Nachlass nicht 
mehr vorhanden sind.

Namentlich kann die Bestreitung des notwendigen Lebensbedarfs des Erblassers – be-
sonders auch die Begleichung der mitunter hohen Alters- und Pflegekosten – dazu füh-
ren, dass Vermögensobjekte, die für den Fall des Ablebens in der Gestalt von Legaten 
zugewendet worden sind, lebzeitig veräussert werden (müssen). Dabei kann sich auch 
der mit der Vermögensverwaltung betraute Beistand einer betagten und hilfsbedürftigen 
Person dazu veranlasst sehen, mit entsprechender Zustimmung der Erwachsenenschutz-
behörde (Art. 416 Abs. 1 Ziff. 4 ZGB) ein im Eigentum der betagten Person und späte-
ren Erblasserin stehendes Grundstück zu verkaufen, welches bereits Gegenstand eines 
vorgängig angeordneten Vermächtnisses bildet. Wie stellt sich in dieser Konstellation 
die Rechtslage dar? Sofern im Erbgang eine Kaufpreisrestanz aus der Veräusserung des 
Grundstückes oder des sonstigen legierten Objektes noch vorhanden sein sollte, wird der 
Vermächtnisnehmer diese Summe regelmässig als Surrogat für den verkauften Ver-
mächtnisgegenstand von den Vermächtnisschuldnern – d.h. in der Regel von den Erben 
(vgl. Art. 562 Abs. 1 ZGB) – für sich beanspruchen. Die Vermächtnisschuldner ihrer-
seits werden sich namentlich auf den Standpunkt stellen, die Verpflichtung zur Ausrich-
tung des Vermächtnisses sei erloschen, weil dessen Gegenstand sich in der Erbschaft 
nicht mehr vorfinde (Art. 484 Abs. 3 ZGB).

Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der soeben angesprochenen Problematik eines 
in der Erbschaft nicht mehr vorhandenen Vermächtnisobjekts, insbesondere dem Ver-
kauf eines vermachten Gegenstandes durch den Beistand mit Zustimmung der Erwach-
senenschutzbehörde. Dabei werden auch mögliche Argumentationsszenarien hinsichtlich 
der zwischen Vermächtnisschuldner und Vermächtnisnehmer sich einstellenden Rechts-
lage diskutiert. Die Ausführungen beziehen sich ausschliesslich auf ein durch letztwilli-
ge Verfügung angeordnetes Legat. Bei einem erbvertraglich vereinbarten Vermächtnis 
wären zusätzlich zu den hiernach angestellten Überlegungen auch die damit geschaffene 
Bindungswirkung und die sich daraus ergebenden Konsequenzen zu beachten. Die Be-
trachtungen werden zudem für das Speziesvermächtnis angestellt; für Gattungsver-
mächtnisse gestaltete sich die Lage in verschiedener Hinsicht anders.
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Im Folgenden wird zunächst die Frage besprochen, ob die Veräusserung einen Widerruf 
einer letztwilligen Verfügung durch spätere lebzeitige Verfügung über eine bestimmte 
Sache (Art. 511 Abs. 2 ZGB) darstellt (Ziff. II). Anschliessend ist näher einzugehen auf 
Art. 484 Abs. 3 ZGB, wonach Vermächtnisse einer bestimmten Sache grundsätzlich 
dann nicht geschuldet sind, wenn sich diese in der Erbschaft nicht vorfindet (Ziff. III).
Sodann wird untersucht, ob und gegebenenfalls unter welchen Umständen dem Ver-
mächtnisnehmer eine Ersatzleistung für den im Nachlass nicht mehr vorhandenen Ver-
mächtnisgegenstand zustehen könnte (Ziff. IV). Gestützt auf die gewonnenen Erkennt-
nisse folgen kurze Schlussbemerkungen (Ziff. V).

II. Widerruf der letztwilligen Verfügung durch spätere leb-
zeitige Verfügung über die Sache (Art. 511 Abs. 2 ZGB)

1. Allgemeines

Das ZGB sieht allgemein für die rechtsgeschäftliche Aufhebung von letztwilligen Verfü-
gungen vier unterschiedliche Formen vor.1 Der formelle Widerruf erfolgt entweder ex-
plizit durch Errichtung eines Widerrufstestaments (Art. 509 ZGB) oder implizit, indem 
das zu widerrufende Testament durch eine spätere letztwillige Verfügung ersetzt wird 
(Art. 511 Abs. 1 ZGB). Im Sinn einer konkludenten Aufhebungshandlung kann der Erb-
lasser die Testamentsurkunde vernichten (Art. 510 Abs. 1 ZGB) oder lebzeitig über eine 
bestimmte Sache verfügen (Art. 511 Abs. 2 ZGB).2

In der hier interessierenden Fallkonstellation eines vom Beistand des Erblassers verkauf-
ten, bereits durch Testament zugewiesenen Vermächtnisgegenstands könnte die Wider-
rufsform der späteren lebzeitigen Verfügung nach Art. 511 Abs. 2 ZGB von Relevanz
sein. Es fragt sich, ob das zu Lebzeiten gültig abgeschlossene und vollzogene Rechtsge-
schäft über die vermachte Sache die vorbestehende letztwillige Verfügung aufzuheben 
vermag.3 Als Rechtsgeschäft unter Lebenden braucht es die erbrechtlichen Formvor-
schriften nicht einzuhalten. Die Wirkung als Widerrufsform einer letztwilligen Verfü-
gung und mithin die erbrechtliche Bedeutung wird ihm vom Gesetz (Art. 511 Abs. 2

1 WEIGOLD HERMANN, Aufhebung und Änderung letztwilliger Verfügungen, Diss. Zürich,
Zürich 1969, S. 8.

2 Zu den Formen der Aufhebung der letztwilligen Verfügung allgemein auch WOLF STE-
PHAN/HRUBESCH-MILLAUER STEPHANIE, Grundriss des schweizerischen Erbrechts, Bern 
2017, Rz. 476 ff.

3 Die Möglichkeit, ein Vermächtnis i.S.v. Art. 509–511 ZGB einseitig zu widerrufen, be-
steht nur dann, wenn dieses in einer letztwilligen Verfügung bzw. als testamentarische 
Klausel in einem Erbvertrag angeordnet wurde. Bildet das Vermächtnis den Gegenstand 
einer vertraglichen und damit bindenden Verfügung eines Erbvertrags, so ist eine einsei-
tige Aufhebung nur unter besonderen Umständen möglich (vgl. namentlich Art. 513 
Abs. 2 ZGB). Zur einseitigen Aufhebung des Erbvertrages allgemein WOLF/HRUBESCH-
MILLAUER (Fn. 2), Rz. 517 ff.
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ZGB) verliehen, weshalb derartige lebzeitige Rechtsgeschäfte materiell betrachtet zu-
gleich auch Verfügungen von Todes wegen darstellen.4

Die aufgezeigten Möglichkeiten der Testamentsaufhebung grenzen sich durch ihre un-
terschiedliche äussere Form voneinander ab, nicht jedoch hinsichtlich der allgemeinen 
Gültigkeitsvoraussetzungen für Verfügungen von Todes wegen. Diese müssen auch bei 
der Widerrufsform der späteren lebzeitigen Verfügung erfüllt sein, denn die Aufhebung 
einer letztwilligen Verfügung ist ihrerseits stets auch eine (negative) Verfügung von 
Todes wegen.5

2. Gültigkeitsvoraussetzungen
2.1 Verfügungsfähigkeit

Die rechtsgeschäftliche Aufhebung einer letztwilligen Verfügung setzt – wie deren Er-
richtung – voraus, dass der Erblasser im Zeitpunkt ihrer Vornahme verfügungsfähig
gemäss Art. 467 ZGB ist; mithin müssen Urteilsfähigkeit und Volljährigkeit gegeben 
sein.6 Verfügungsfähig können auch Personen sein, über die eine Beistandschaft errich-
tet wurde, dies selbst dann, wenn diese umfassend i.S.v. Art. 398 ZGB ist.7 Das Vorlie-
gen einer behördlichen Massnahme kann jedoch im Einzelfall ein mehr oder weniger zu 
gewichtendes Indiz für die Urteilsunfähigkeit darstellen.8

2.2 Widerrufswille («animus revocandi»)

Die Testamentsaufhebung muss vom Widerrufswillen des Erblassers, dem sog. «animus 
revocandi», getragen sein.9 Es handelt sich dabei um das Pendant zum Testierwillen, 
welcher unerlässliche Voraussetzung für das Vorliegen und die Gültigkeit einer i.S.v. 
Art. 498 ff. ZGB errichteten letztwilligen Verfügung ist.10 Art. 511 Abs. 2 ZGB statuiert 

4 WOLF STEPHAN/GENNA GIAN SANDRO, SPR IV/1, Basel 2012, S. 369.
5 WOLF/HRUBESCH-MILLAUER (Fn. 2), Rz. 474; DORJEE-GOOD ANDREA, in: Breitschmid 

Peter/Jungo Alexandra (Hrsg.), Handkommentar zum Schweizer Privatrecht, 3. A., Zü-
rich 2016, Art. 509–511 ZGB N 11.

6 TUOR PETER, in: Berner Kommentar, Art. 457–536 ZGB, 2. A., Bern 1952, Art. 509–511 
ZGB N 10; WEIGOLD (Fn. 1), S. 98; STEINAUER PAUL-HENRI, Le droit de successions, 
2. A., Bern 2015, N 725; WOLF/HRUBESCH-MILLAUER (Fn. 2), Rz. 474.

7 ZEITER ALEXANDRA/SCHRÖDER ANDREAS, in: Abt Daniel/Weibel Thomas (Hrsg.), Pra-
xiskommentar Erbrecht, 3. A., Basel 2015, Art. 467 ZGB N 12; WEIMAR PETER, in: Ber-
ner Kommentar, Art. 457–516 ZGB, Bern 2009, Art. 467 ZGB N 15.

8 Vgl. PraxKomm-ZEITER/SCHRÖDER (Fn. 7), Art. 467 ZGB N 12.
9 Der «animus revocandi» ist als eine Unterart des «animus testandi», d.h. des Testierwil-

lens, zu verstehen; dazu WOLF/HRUBESCH-MILLAUER (Fn. 2), Rz. 474, und auch sogleich 
im Text. S. weiter BGer 5C.133/2002 E. 2.4.1.

10 BGE 116 II 117 E. 7c; WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 197.
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für den Fall der späteren lebzeitigen Verfügung über eine bestimmte vermachte Sache 
eine gesetzliche Vermutung des Widerrufswillens.11

Ob beim – vorliegend namentlich interessierenden – Verkauf des vermachten Grundstü-
ckes durch den Beistand ein Widerrufswille des Erblassers vorliegt, hängt von den kon-
kreten Umständen ab, insbesondere davon, ob der Erblasser überhaupt Kenntnis vom 
Verkauf hatte und auch wirksam einen entsprechenden Willen zu bilden vermochte.12

2.3 Persönliches Handeln

a) Materielle Höchstpersönlichkeit

Weil die Aufhebung des Testaments als Verfügung von Todes wegen ein absolut 
höchstpersönliches Rechtsgeschäft darstellt, wird dafür persönliches und alleiniges Han-
deln des Erblassers vorausgesetzt.13 Nach dem Prinzip der materiellen Höchstpersön-
lichkeit muss der Erblasser den massgeblichen Inhalt seiner Anordnungen selber festle-
gen.14 Es ist nicht möglich, dazu einen Dritten zu ermächtigen, dies auch dann nicht,
wenn dieser – wie gegebenenfalls der Beistand – im Rechtsverkehr gesetzlicher Vertre-
ter des Erblassers ist. Ebenso unzulässig ist es, die Geltung einer Verfügung von Todes 
wegen vom Willen eines Dritten abhängig zu machen.15

b) Formelle Höchstpersönlichkeit

Gemäss dem Grundsatz der formellen Höchstpersönlichkeit ist auch der Akt des Verfü-
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gen und damit auch letztwillige Verfügungen sind gänzlich vertretungsfeindlich.17 Bei 
der Aufhebung durch spätere lebzeitige Verfügung nach Art. 511 Abs. 2 ZGB besteht
die Form in der Vornahme der entsprechenden konkludenten Handlung. Die spätere 
Verfügung inter vivos kann auch rein aus einem Verpflichtungsgeschäft ohne tatsäch-
liche Übertragung der Sache bestehen, weil die Interessenlage des Erblassers dieselbe 

11 ESCHER ARNOLD, in: Zürcher Kommentar, Art. 457–536 ZGB, 3. A., Zürich 1959, 
Art. 511 ZGB N 7; BADERTSCHER PIA, in: Kren Kostkiewicz Jolanta/Wolf Stephan/Am-
stutz Marc/Fankhauser Roland (Hrsg.), Orell Füssli-Kommentar, ZGB Kommentar 
Schweizerisches Zivilgesetzbuch, 3. A., Zürich 2016, Art. 511 ZGB N 3. A.M. BK-WEI-
MAR (Fn. 7), Art. 509–511 ZGB N 30.

12 Aus der blossen Duldung der Veräusserung kann freilich nicht ohne weiteres auf einen 
Widerrufswillen geschlossen werden; so BREITSCHMID PETER, Hinweise zur Begleitung 
von Verbeiständeten bei Abschluss eines Erbvertrags, successio 2/2015, S. 138 ff, 144.

13 WOLF/HRUBESCH-MILLAUER (Fn. 2), Rz. 474 i.V.m. 280 f.
14 BREITSCHMID PETER, in: Honsell Heinrich/Vogt Nedim Peter/Geiser Thomas (Hrsg.), 

Basler Kommentar, Zivilgesetzbuch II, 5. A., Basel 2015, Art. 498 ZGB N 12.
15 WOLF/HRUBESCH-MILLAUER (Fn. 2), Rz. 289.
16 CHK-DORJEE-GOOD (Fn. 5), Art. 498 ZGB N 2.
17 DRUEY JEAN NICOLAS, Grundriss des Erbrechts, 5. A., Bern 2002, § 8 N 16 f.
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Basler Kommentar, Zivilgesetzbuch II, 5. A., Basel 2015, Art. 498 ZGB N 12.
15 WOLF/HRUBESCH-MILLAUER (Fn. 2), Rz. 289.
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17 DRUEY JEAN NICOLAS, Grundriss des Erbrechts, 5. A., Bern 2002, § 8 N 16 f.
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ist.18 Das Bundesgericht versteht den Begriff der Verfügung in Art. 511 Abs. 2 ZGB 
hingegen im technischen Sinn als ein dingliches Rechtsgeschäft; nach seiner Auffassung 
werden einzig Verfügungsgeschäfte von Art. 511 Abs. 2 ZGB erfasst.19

3. Beurteilung des Verkaufs durch den Beistand des Erblassers

Je nach konkret gegebener Situation ist die Beurteilung des nachträglichen Verkaufs des 
vermachten Objektes durch den Beistand des Erblassers unterschiedlich vorzunehmen.

Ist der Erblasser verfügungsfähig und hat er einen entsprechenden Widerrufswillen, so 
bleibt es dennoch zweifelhaft, ob er i.S.v. Art. 511 Abs. 2 ZGB lebzeitig verfügen und 
damit sein Testament widerrufen kann. Denn aufgrund der entsprechend angeordneten 
Beistandschaft ist es ihm nicht möglich, eine wirksame Veräusserung des Vermächtnis-
gegenstands selber vorzunehmen. Die Veräusserung hängt vielmehr vom Beistand und 
zusätzlich von der Zustimmung der Erwachsenenschutzbehörde (Art. 416 Abs. 1 Ziff. 4
und 5 ZGB) ab. Damit stellt sich die Frage nach der Höchstpersönlichkeit der Verfügun-
gen von Todes wegen und dem sich daraus konkret ergebenden Erfordernis des persön-
lichen Vorgehens des Testators. In der Lehre wird diesbezüglich vorgeschlagen, der 
Erblasser könne für den blossen Abschluss des lebzeitigen Rechtsgeschäfts seinen Bei-
stand als Werkzeug beiziehen und somit gleichwohl die erbrechtlichen Wirkungen von 
Art. 511 Abs. 2 ZGB herbeiführen.20 Die Möglichkeit der Beiziehung einer Drittperson 
als sog. «willenloses Werkzeug» wird in der Lehre auch beim Widerruf durch Vernich-
tung (Art. 510 Abs. 1 ZGB) diskutiert und dort mehrheitlich bejaht.21 Nimmt der vom 
Erblasser beigezogene Beistand die Veräusserung aber nicht vor, so wird das Vermächt-
nis infolge des Fehlens der vorausgesetzten äusseren Handlung nicht widerrufen. Zwei-
felhaft bleibt, ob bereits das vom verfügungsfähigen Erblasser an den Beistand gerichte-
te Ersuchen um Veräusserung des entsprechenden Gegenstands als lebzeitige Verfügung 
i.S.v. Art. 511 Abs. 2 ZGB zu genügen vermag. Im Lichte der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung22 ist das zu verneinen.

Nimmt der Beistand selbständig mit Zustimmung der Erwachsenenschutzbehörde 
(Art. 416 Abs. 1 Ziff. 4 ZGB) die Veräusserung eines vom Erblasser testamentarisch 
vermachten Grundstückes vor, so liegt grundsätzlich kein Widerruf i.S.v. Art. 511 
Abs. 2 ZGB vor, dies jedenfalls immer dann nicht, wenn der Erblasser nicht verfügungs-
fähig ist, keinen Widerrufswillen hat oder nicht (auch) persönlich handelt.23 Denn in all 

18 BK-WEIMAR (Fn. 7), Art. 509–511 ZGB N 29; WOLF/GENNA, SPR IV/1(Fn. 4), S. 371.
19 BGE 67 II 88 E. 2b; dazu kritisch WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 371.
20 WEIGOLD (Fn. 1), S. 88 f.
21 BK-TUOR (Fn. 6), Art. 509–511 ZGB N 10; ZK-ESCHER (Fn. 11), Art. 510 ZGB N 4; 

WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 367; BECK ALEXANDER, Grundriss des schweizeri-
schen Erbrechts, 2. A., Bern 1976, S. 53; PIOTET PAUL, SPR IV/1, Basel/Stuttgart 1978, 
S. 248; WEIGOLD (Fn. 1), S. 112 f.

22 BGE 67 II 88 E. 2b; s. dazu vorne Fn. 19.
23 S. dazu auch BREITSCHMID (Fn. 12), S. 143 f.
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diesen Situationen fehlt es an einer der kumulativ erforderlichen Voraussetzungen für 
den Widerruf nach Art. 511 Abs. 2 ZGB.

III. Nichtvorhandensein der vermachten Sache in der Erbschaft 
(Art. 484 Abs. 3 ZGB)

1. Abgrenzung vom Widerruf durch spätere lebzeitige Verfügung
i.S.v. Art. 511 Abs. 2 ZGB

Wird ein Widerruf i.S.v. Art. 511 Abs. 2 ZGB verneint – wovon im vorliegenden Fall 
immer dann auszugehen ist, wenn der Beistand den lebzeitigen Verkauf ohne Veranlas-
sung sowie ohne wirksame, höchstpersönliche und willentliche Beteiligung des verfü-
gungsfähigen Erblassers vornahm24 –, so bleibt das Vermächtnis als letztwillige Verfü-
gung grundsätzlich in Kraft. Sollte sich das ohne den Willen des Erblassers verkaufte 
Grundstück später wiederum im Nachlass vorfinden, so kann es der Vermächtnisnehmer 
nach Eröffnung des Erbganges beanspruchen.25 Findet sich das als Speziesobjekt ver-
machte Grundstück dagegen in der Erbschaft nicht vor und ist auch kein anderer Wille 
des Erblassers aus der Verfügung ersichtlich, so wird der Vermächtnisbeschwerte ge-
mäss Art. 484 Abs. 3 ZGB nicht verpflichtet. 

Art. 511 Abs. 2 ZGB stellt eine Widerrufsform für die letztwillige Verfügung dar26, wo-
hingegen Art. 484 Abs. 3 ZGB sich auf die Leistungspflicht des Vermächtnisschuldners
bezieht.27 Für die Nichtentstehung der Vermächtnisobligation genügt die Tatsache, dass 
die Sache infolge irgendeines Umstandes nicht mehr vorhanden ist. Der Grund dafür 
kann auch ein zufälliger Untergang zu Lebzeiten des Erblassers sein.28 Demgegenüber 
ist es beim Widerruf durch spätere lebzeitige Verfügung nicht von Bedeutung, ob sich 
die veräusserte Sache später in der Erbschaft vorfindet oder nicht, sondern entscheidend 
ist allein der Abschluss eines Rechtsgeschäftes über die Sache mit Widerrufswillen des 
Erblassers.29

2. Zur Veräusserung durch den Beistand

Allgemein darf der Beistand Vermögensgegenstände des Verbeiständeten nur in dessen 
wohlverstandenem Interesse veräussern. Im vorliegenden Zusammenhang als problema-
tisch erweisen sich unter erbrechtlichen Gesichtspunkten besonders folgende Konstella-

24 Dazu vorne Ziff. II.3.
25 WEIGOLD (Fn. 1), S. 89.
26 Dazu näher bereits vorne Ziff. II.1.
27 Näher zum Verhältnis von Art. 484 Abs. 3 und 511 Abs. 2 ZGB WOLF/GENNA, SPR IV/1 

(Fn. 4), S. 371.
28 BSK ZGB II-HUWILER (Fn. 14), Art. 484 ZGB N 79.
29 WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 371.
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tionen: Hat der Beistand selber Erbenstellung, kann er geneigt sein, Vermächtnisgegen-
stände des Erblassers zu veräussern, welche seinen eigenen Erbanspruch verringern 
würden, um sich im Zeitpunkt des Todes auf Art. 484 Abs. 3 ZGB berufen zu können.30

Ist der Beistand dagegen seinerseits Vermächtnisnehmer, wäre denkbar, dass er aus 
eigennützigen Überlegungen gerade nicht das ihm vermachte Objekt verkauft, obwohl 
dies sachlich geboten wäre, sondern stattdessen einen anderen, weniger geeigneten Ge-
genstand veräussert.

Allgemein bedarf der Beistand für die Veräusserung von Grundstücken der Zustimmung 
der Erwachsenenschutzbehörde (Art. 416 Abs. 1 Ziff. 4 ZGB). Gleiches gilt für die 
Veräusserung anderer Vermögensgegenstände, wenn diese nicht unter die ordentliche 
Verwaltung und Bewirtschaftung fallen (Art. 416 Abs. 1 Ziff. 5 ZGB). Insofern ist in 
diesen Fällen eigenmächtiges Handeln des Beistandes ausgeschlossen.

Weiters zu prüfen ist, ob in den geschilderten Situationen eine Interessenkollision vor-
liegt. Nach dem Gesetzeswortlaut müssen die Interessen des Beistandes denjenigen der 
betroffenen Person widersprechen, damit die Erwachsenenschutzbehörde einen Ersatz-
beistand ernennt oder die Angelegenheit selber regelt (Art. 403 Abs. 1 ZGB). Die er-
wähnten Vorgehensweisen des Beistandes wirken sich freilich nicht (mehr) zum Nach-
teil des betroffenen Verbeiständeten und Erblassers aus, sondern sie treffen dessen Er-
ben und Vermächtnisnehmer. Allerdings nimmt der entsprechend handelnde Beistand 
Einfluss auf die Realisierung der Verfügung von Todes wegen des Verbeiständeten und 
damit allgemein auf die Rechtslage in dessen Erbgang. Nachdem der Anwendungsbe-
reich von Art. 403 Abs. 1 ZGB bei der Interessenkollision breit zu verstehen ist31, sind 
nach hier vertretener Ansicht darunter auch entsprechende, den erblasserischen Willen 
des Verbeiständeten in seiner Realisierung tangierende Vorgehensweisen zu erfassen,
jedenfalls dann, wenn diese sachlich nicht als geboten erscheinen und – a fortiori – dann, 
wenn der Beistand eigene erbrechtliche Interessen verfolgt.

Sodann ist fraglich, was der potentiell benachteiligte Dritte gegen derartige Handlungen 
des Beistandes vorkehren kann. Allgemein kann jede Person, die ein rechtlich geschütz-
tes Interesse hat, gegen Handlungen oder Unterlassungen des Beistandes die Erwachse-
nenschutzbehörde anrufen (Art. 419 ZGB). In diesem Zusammenhang sind allerdings 
erbrechtliche Interessen grundsätzlich unerheblich, da es sich dabei vor dem Erbgang 
lediglich um Anwartschaften ohne selbständige rechtliche Bedeutung handelt.32 Die 
Möglichkeit der Anrufung der Erwachsenenschutzbehörde durch den künftigen Ver-
mächtnisnehmer trägt jedoch auch zur Beachtung des letzten Willens des Erblassers bei 
und wahrt damit indirekt ebenfalls dessen Interessen.33 Die Aktivlegitimation des Ver-
mächtnisnehmers ist deshalb u.E. zu bejahen, dies auch vor dem Hintergrund, dass das 

30 Siehe auch WEIGOLD (Fn. 1), S. 87.
31 OFK-FASSBIND (Fn. 11), Art. 403 ZGB N 2.
32 Botschaft des Bundesrates zur Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Er-

wachsenenschutz, Personenrecht und Kindesrecht) vom 28. Juni 2006, BBl 2006 S. 7001, 
7059.

33 Vgl. unter früherem Vormundschaftsrecht WEIGOLD (Fn. 1), S. 87.
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Anrufungsrecht den Zweck verfolgt, eine sorgfältige Beistandsführung zu gewährleisten 
und Missbrauch zu verhindern.34 Überdies ist denkbar, dass dem geschädigten Ver-
mächtnisnehmer Schadenersatz aus Art. 41 Abs. 2 OR zusteht, wenn er nachweisen 
kann, dass der Beistand die Veräusserung nur vorgenommen hat, um das Vermächtnis 
hinfällig zu machen. Der Schaden liegt hier im Verlust der Anwartschaft, die insbeson-
dere bei einem dauerhaft urteilsunfähigen Erblasser insofern als einigermassen sicher 
gilt, als die entsprechende Anordnung infolge fehlender Verfügungsfähigkeit zumindest 
nicht mehr hätte widerrufen werden können.35

Freilich dürfte der Nachweis einer unzulässigen bzw. gar arglistigen Beistandsführung
insgesamt schwierig zu erbringen sein. Auf Schwierigkeiten wird die Beweisführung
insbesondere dann stossen, wenn die Veräusserung eines Vermächtnisgegenstandes als 
vertretbar erscheint, jedoch alternativ auch gleichwertige Dispositionen hätten getroffen 
werden können, welche ihrerseits andere erbrechtliche Auswirkungen zur Folge gehabt 
hätten. In entsprechenden Konstellationen wäre es u.E. regelmässig angezeigt, die Le-
benshaltungskosten des Erblassers statt durch den Verkauf eines vermachten Gegenstan-
des aus den dafür ausreichenden Erträgen eines vermieteten, seinerseits ebenfalls legier-
ten Objektes zu begleichen. Denn so liessen sich beide Vermächtnisobjekte im Vermö-
gen des Verbeiständeten behalten und zugunsten der Legatare zur Verfügung halten.
Näher zu thematisieren wäre in diesem Zusammenhang allgemein die Frage, inwiefern 
der Beistand den in einer Verfügung von Todes wegen zum Ausdruck gebrachten Willen
des Verbeiständeten und Erblassers bei seinen Entscheidungen zu berücksichtigen hat.
Ohne dass darauf an dieser Stelle weiter eingegangen werden kann, hat nach hier vertre-
tener Ansicht der Beistand diesen letzten Willen in eine Gesamtbetrachtung ebenfalls 
miteinzubeziehen, und er darf seine Realisierung, wo immer das unter objektiven Ge-
sichtspunkten möglich ist, nicht vereiteln.36

IV. Ersatzleistung an den Vermächtnisnehmer

1. Vorbemerkung

Zu prüfen bleibt, ob dem Vermächtnisnehmer, dessen Legatsobjekt infolge der Ver-
äusserung zu Lebzeiten des Erblassers in der Erbschaft nicht vorhanden ist, ein Ersatz-
anspruch zusteht. Dafür in Betracht kommen das Verschaffungsvermächtnis (Ziff. IV.2), 
das Surrogat bzw. Ersatzwertvermächtnis (Ziff. IV.3) und das stellvertretende commo-
dum (Ziff. IV.4).

34 S. wiederum für das frühere Vormundschaftsrecht ÖNEN SAID, De la révocation des tes-
taments en droit suisse, Diss. Lausanne, Lausanne 1941, S. 125 f.; WEIGOLD (Fn. 1), 
S. 87 f.

35 Zum Ganzen WEIGOLD (Fn. 1), S. 88.
36 Vgl. im Ergebnis so auch BREITSCHMID (Fn. 12), S. 144.
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34 S. wiederum für das frühere Vormundschaftsrecht ÖNEN SAID, De la révocation des tes-
taments en droit suisse, Diss. Lausanne, Lausanne 1941, S. 125 f.; WEIGOLD (Fn. 1), 
S. 87 f.

35 Zum Ganzen WEIGOLD (Fn. 1), S. 88.
36 Vgl. im Ergebnis so auch BREITSCHMID (Fn. 12), S. 144.
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2. Verschaffungsvermächtnis

Wird vom Erblasser bewusst eine fremde Sache vermacht, so handelt es sich vermu-
tungsweise um ein Verschaffungsvermächtnis.37 Der Vermächtnisschuldner hat diesfalls 
den legierten Gegenstand zunächst bei dessen Eigentümer zu erwerben und ihn alsdann 
an den Vermächtnisnehmer auszurichten.38 Dies setzt die freiwillige Mitwirkung des 
Eigentümers voraus, weil gegen ihn kein Anspruch auf Herausgabe des Vermächtnisge-
genstands besteht.39 Ein Verschaffungsvermächtnis wird typischerweise dann vermutet, 
wenn sich die vermachte Sache niemals im Vermögen des Erblassers befand.40 Im vor-
liegenden Sachverhalt stand das Grundstück jedoch im Zeitpunkt der Errichtung der 
Verfügung von Todes wegen im Eigentum des Erblassers, was gegen ein Verschaf-
fungsvermächtnis spricht. Dass der Vermächtnisbeschwerte das veräusserte Grundstück 
vom neuen Eigentümer zurückkaufen muss, kann daher nicht angenommen werden. 
Solches müsste sich vielmehr explizit aus der letztwilligen Verfügung ergeben. Das 
Vorliegen eines Verschaffungsvermächtnisses ist deshalb in casu zu verneinen.

3. Surrogat bzw. Ersatzwertvermächtnis
3.1 Allgemeines

Möglich ist, dass sich statt der ursprünglich vermachten und alsdann veräusserten bzw. 
aus dem Vermögen des Erblassers ausgeschiedenen Sache ein Ersatzgegenstand in der 
Erbschaft vorfindet, beispielsweise eine Versicherungsleistung, eine Ersatzanschaffung,
eine Enteignungsentschädigung oder wie im vorliegenden Fall die noch vorhandene 
Restanz des Kaufpreises. Dieses Surrogat kann an die Stelle des seinerzeit zugewende-
ten, in der Erbschaft aber nicht mehr vorhandenen Vermächtnisgegenstandes treten, 
wenn dies dem Willen des Erblassers entspricht. Nach einem Teil der Lehre ist ein sol-
cher Wille dann zu vermuten, wenn die Sache ohne oder gegen den Willen des Erblas-
sers aus dessen Vermögen ausgeschieden ist, weil es nicht in seinem Sinn sein könne, 
dass ein zufällig eingetretenes Ereignis dem Vermächtnisnehmer schade und dem Be-
schwerten nütze.41 Andere Lehrmeinungen sprechen dem Vermächtnisnehmer dagegen 
nur dann einen Anspruch auf das Surrogat des in der Erbschaft nicht mehr vorhandenen
Objektes zu, wenn sich ein entsprechender Wille des Erblassers durch Auslegung nach 
den gegebenen Umständen aus der Verfügung ergibt.42 Dieser zweiten Ansicht folgend 
ist der Beweis dafür, dass der Erblasser für den Fall des Nichtvorhandenseins des primär 
vermachten Objekts dennoch die Zuwendung eines Vermächtnisses gewollt hat, vom 

37 WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 259.
38 ZK-ESCHER (Fn. 11), Art. 484 ZGB N 21.
39 WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 260.
40 BSK ZGB II-HUWILER (Fn. 14), Art. 484 ZGB N 82.
41 WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 258; PIOTET, SPR IV/1 (Fn. 21), S. 132; in diesem 

Sinn auch BREITSCHMID (Fn. 12), S. 144.
42 BK-TUOR (Fn. 6), Art. 484 ZGB N 20; ZK-ESCHER (Fn. 11), Art. 484 ZGB N 9; BSK

ZGB II-HUWILER (Fn. 14), Art. 484 ZGB N 80.
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Bedachten zu führen.43 Der Wille des Erblassers kann einmal bloss auf das konkret noch 
vorhandene Surrogat gehen, wodurch der Vermächtnisbeschwerte im Grunde nicht 
schlechter gestellt wird als bei der tatsächlichen Erfüllung der Primärforderung. Bei 
entschädigungslosem Ausscheiden des ursprünglich vermachten Objekts kann ein «an-
derer Wille des Erblassers» i.S.v. Art. 484 Abs. 3 ZGB aber auch bedeuten, dass anstelle 
des nicht mehr vorhandenen Gutes der objektive Wert der Sache geschuldet ist.44 In 
diesem Fall wird in die Substanz der Erbschaft eingegriffen, weil aus dieser Ersatz für 
das Fehlen der Sache zu leisten ist. Wird anstelle des vermachten Gutes ein Ersatzwert 
geschuldet, wird von einem sog. «Ersatzwertvermächtnis» gesprochen.45

3.2 Auslegung des Vermächtnisinhalts

Zur Ermittlung des Erblasserwillens in der vorliegenden Konstellation wird in der Lehre 
teilweise danach unterschieden, ob es dem Erblasser primär um die Zuwendung einer 
bestimmten Sache oder um deren Wert ging. Im ersten Fall wird vermutungsweise weder 
das Surrogat noch eine Ersatzleistung geschuldet, weil der Erblasser nur gerade diese 
Sache zuwenden wollte. Steht hingegen die Wertmässigkeit eines Vermächtnisses im 
Vordergrund, spricht dies eher dafür, dass der Erblasser auch ein allfälliges Surrogat 
oder sogar einen Ersatzwert aus der Erbschaft ausrichten wollte.46

Dazu ist jedoch zu bemerken, dass es sich um eine nur beschränkt hilfreiche Abgren-
zung handelt. Denn auch diejenigen Vermächtnisse, bei deren Errichtung für den Erblas-
ser die Zuwendung der Sache als solche – und mithin nicht eine wertmässige Zuwen-
dung – im Vordergrund stand, können einen erheblichen ökonomischen Wert aufweisen. 
Ein Vermächtnisnehmer kann auch bei dieser Ausgangslage den Vermächtnisgegenstand
umgehend nach dessen Erwerb versilbern, was dem Erblasser ebenfalls bewusst sein 
muss. Es liesse sich folglich dahingehend argumentieren, dass auch in der vermächtnis-
weisen Zuwendung aus ideellen Gründen jeweils ein zumindest teilweise finanzielles 
Motiv zu erblicken ist.47 So der Erblasser überhaupt – was eher die Ausnahme bilden 

43 BSK ZGB II-HUWILER (Fn. 14), Art. 484 ZGB N 80.
44 WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 258; BSK ZGB II-HUWILER (Fn. 14), Art. 484 ZGB 

N 81.
45 ZK-ESCHER (Fn. 11), Art. 484 ZGB N 9.
46 Zum Ganzen ZK-ESCHER (Fn. 11), Art. 484 ZGB N 9; REICHLIN PAUL, Grundsätze der 

Testamentsauslegung, Ein Beitrag zur Lehre von der Auslegung der Rechtsgeschäfte un-
ter besonderer Berücksichtigung des schweizerischen Rechts, Diss. Freiburg i.Ue., Frei-
burg i.Ue. 1926, S. 74; BENZIGER RALPH, Das Vermächtnis im schweizerischen Zivilge-
setzbuch, Unter Berücksichtigung des gemeinen, reichsdeutschen und französischen 
Rechts, Diss. Zürich, Einsiedeln 1917, S. 76.

47 Dies würde etwa bedeuten, dass bei persönlichen Gegenständen des Erblassers, die für
den Vermächtnisnehmer zwar einen affektiven Wert aufweisen können, auf dem Markt 
jedoch nach allgemeiner Auffassung keinen Preis erzielen, nicht von einem finanziellen 
Motiv des Erblassers auszugehen ist. Kann ein solcher Gegenstand dennoch unerwartet 
zu einem hohen Preis veräussert werden, z.B. aufgrund plötzlicher Berühmtheit des Erb-
lassers, wäre die Restanz des Verkaufspreises als Surrogat eines solchen Gegenstands im 
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43 BSK ZGB II-HUWILER (Fn. 14), Art. 484 ZGB N 80.
44 WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 258; BSK ZGB II-HUWILER (Fn. 14), Art. 484 ZGB 
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wird – zwischen ideellen und wirtschaftlichen Motiven differenziert hat, dürften für die 
Zuwendung eines Gegenstandes mittels eines Vermächtnisses oft sowohl die Sache als 
solche mit ihren Eigenschaften als auch deren Wert mitentscheidend sein. Die von Tei-
len der Lehre für die Beurteilung der Frage, ob bei Fehlen des vermachten Gegenstandes 
ein Surrogat oder ein Ersatzwert geschuldet ist, vorgeschlagene Abgrenzung von ideellen 
und finanziellen Motiven des zuwendenden Erblassers ist deshalb in der Praxis äusserst 
schwierig zu handhaben und in der Regel nicht wirklich weiterführend.48

3.3 Umstände der Veräusserung sowie Art und Aufbewahrung des Ersatzobjekts

Die Umstände der Veräusserung sowie die Art und Aufbewahrung des Ersatzobjekts
sind weitere Indizien, die für oder gegen das Geschuldetsein eines Surrogats sprechen 
können. Erfüllt der Ersatzgegenstand etwa denselben Zweck wie das ursprüngliche 
Vermächtnisobjekt, so spricht dies dafür, dass der Erblasser auch jenen als Vermächtnis 
hat ausrichten wollen. Ebenso kann eine gesonderte Aufbewahrung des Verkaufspreises 
einen Hinweis darauf enthalten, dass der Erblasser jenen ersatzweise dem Vermächtnis-
nehmer zuwenden wollte.49 Im vorliegenden Fall sind die Umstände der Veräusserung 
jedoch irrelevant, weil diese nicht vom Erblasser, sondern von dessen Beistand mit Zu-
stimmung der Erwachsenenschutzbehörde vorgenommen wurde.

4. Stellvertretendes commodum

Die Frage, ob der Vermächtnisnehmer bei Fehlen des ursprünglich legierten Gegenstan-
des einen Anspruch auf das Surrogat oder den Ersatzwert hat, ist – wie dargelegt50 –
durch Auslegung des Vermächtnisinhalts nach dem Willen des Erblassers zu ermitteln.
Lässt sich ein entsprechender Wille nicht feststellen, könnte man versucht sein, auf 
schuldrechtlicher Ebene zwischen Vermächtnisschuldner und Vermächtnisgläubiger
einen Anspruch auf das Surrogat zu konstruieren. Gegen ein solches Vorgehen spricht 
allerdings zunächst einmal schon der Wortlaut von Art. 484 Abs. 3 ZGB, wonach bei 
Nichtvorfinden einer bestimmten vermachten Sache in der Erbschaft der Beschwerte 
grundsätzlich nicht verpflichtet wird. Der Zweck dieser Norm dürfte darin bestehen, den 
Vermächtnisschuldner – d.h. in der Regel die Erben (Art. 562 Abs. 1 ZGB) – davor zu 
bewahren, für nicht mehr vorhandene Vermächtnisgegenstände aufkommen zu müssen,
wodurch die Substanz der Erbschaft beeinträchtigt würde. Im vorliegend gewählten 
Ausgangsfall hätte freilich der vollständige Untergang der Leistungspflicht zur Folge, 

späteren Erbfall indessen nicht geschuldet, wenn man konsequent der Abgrenzung von 
ideellen und finanziellen Motiven des Erblassers folgt.

48 Handelt es sich beim mit der Sache Bedachten um einen Erben, gilt die Zuweisung einer 
Erbschaftssache an ihn vermutungsweise nur als Teilungsvorschrift und nicht als 
Vermächtnis (Art. 608 Abs. 3 ZGB). Dies entschärft die diesbezügliche Problematik in 
vielen Fällen, typischerweise in Familienverhältnissen mit Nachkommen als gesetzliche 
Erben. Mit der Qualifikation als Teilungsvorschrift wird die wertmässige Gleichheit der 
Erbteile gewahrt; TUOR PETER/PICENONI VITO, in: Berner Kommentar, Art. 537–640 
ZGB, 2. A., Bern 1964, Art. 608 ZGB N 13.

49 Zum Ganzen ZK-ESCHER (Fn. 11), Art. 484 ZGB N 9; BENZIGER (Fn. 46), S. 76 f.
50 S. vorne Ziff. III.3.

Der in der Erbschaft nicht mehr vorhandene Vermächtnisgegenstand

13

dass die das Vermächtnis schuldenden Erben infolge des Verkaufs des ursprünglich 
legierten Grundstücks mehr aus der Erbschaft – nämlich auch die noch vorhandene 
Kaufpreisrestanz – erhielten, als wenn der Vermächtnisgegenstand noch vorhanden wäre 
und ausgerichtet werden müsste.

In Lehre und Rechtsprechung ist unter dem Terminus des stellvertretenden commodum
der schuldrechtliche Grundsatz anerkannt, dass bei Unmöglichkeit der Erfüllung der 
Primärleistung der Schuldner einen von ihm dafür erlangten Ersatz dem Gläubiger her-
auszugeben hat.51 Diese Figur ist insbesondere dann von praktischer Bedeutung, wenn 
die Gefahrtragung nach Gesetzesvorschrift oder dem Inhalt des Vertrages bereits auf den 
Gläubiger übergegangen ist (Art. 119 Abs. 3 OR). Der Schuldner hat diesfalls einen 
Anspruch auf den Kaufpreis, muss seine Leistung aber infolge Unmöglichkeit nicht 
erbringen. Erhält der von seiner Leistung grundsätzlich befreite Schuldner aufgrund 
desjenigen Ereignisses, das die Leistungsunmöglichkeit verursacht hat, einen Ersatz für 
die untergegangene Sache (z.B. eine Versicherungssumme, Enteignungsentschädigung
oder Schadenersatzleistung des Schädigers), hat er diesen dem Gläubiger anstelle der 
geschuldeten Sache auszurichten.52 Dabei vorausgesetzt wird zumindest ein enger wirt-
schaftlicher Zusammenhang zwischen der Erlangung des Ersatzes und dem die Unmög-
lichkeit herbeiführenden Ereignis.53 Das Bundesgericht begründet den Anspruch auf das 
stellvertretende commodum wie folgt: «Bei einer individuell geschuldeten Sache liegt es 
gewissermassen in der Natur der Dinge, dass, falls sie nicht geleistet werden kann, der 
Anspruch auf die Sache selbst, in den Anspruch auf das Surrogat übergeht, die Obligati-
on also nicht vollständig erlischt, sondern nur den Gegenstand ändert.»54 Der Grundsatz 
des stellvertretenden commodum war bereits im Gemeinen Recht anerkannt, und er ist in 
den Rechtsordnungen unserer Nachbarländer Deutschland55, Österreich56, Frankreich57

und Italien58 ausdrücklich gesetzlich verankert.59 Im einschlägigen, obligationenrechtli-
chen Schrifttum wird die Figur des stellvertretenden commodum analog auch auf Fälle 

51 Vgl. BGE 112 II 235 E. 4c; AEPLI VIKTOR, in: Zürcher Kommentar, Art. 114–126 OR, 
3. A., Zürich 1991, Art. 119 OR N 125 ff.; BUCHER EUGEN, Schweizerisches Obliga-
tionenrecht, Allgemeiner Teil ohne Deliktsrecht, 2. A., Zürich 1988, S. 424 ff.; GAUCH 
PETER/SCHLUEP WALTER R./EMMENEGGER SUSAN, Schweizerisches Obligationenrecht, 
Allgemeiner Teil ohne ausservertragliches Haftpflichtrecht, Bd. II, 10. A., Zürich 2014, 
Rz. 2594 ff.

52 S. BUCHER (Fn. 51), S. 424 f.
53 PFAMMATTER PAUL, Der Anspruch auf das stellvertretende Commodum, Diss. Bern,

Bern 1983, S. 35 ff.
54 BGE 51 II 171 E. 3.
55 § 285 BGB.
56 § 1447 ABGB.
57 Art. 1303 CCfr.
58 Art. 1259 CCit.
59 BUCHER (Fn. 51), S. 425 m.w.H.
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51 Vgl. BGE 112 II 235 E. 4c; AEPLI VIKTOR, in: Zürcher Kommentar, Art. 114–126 OR, 
3. A., Zürich 1991, Art. 119 OR N 125 ff.; BUCHER EUGEN, Schweizerisches Obliga-
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52 S. BUCHER (Fn. 51), S. 424 f.
53 PFAMMATTER PAUL, Der Anspruch auf das stellvertretende Commodum, Diss. Bern,

Bern 1983, S. 35 ff.
54 BGE 51 II 171 E. 3.
55 § 285 BGB.
56 § 1447 ABGB.
57 Art. 1303 CCfr.
58 Art. 1259 CCit.
59 BUCHER (Fn. 51), S. 425 m.w.H.
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der anfänglichen Unmöglichkeit angewendet, weil die Interessenlage von Gläubiger und 
Schuldner dieselbe sei wie bei nachträglicher Unmöglichkeit.60

Es stellt sich die Frage, ob diese Überlegungen auch auf anders gelagerte Schuldver-
hältnisse übertragen werden können, bei denen es nicht um als stossend erachtete Er-
gebnisse im Zusammenhang mit der Gefahrtragung im Rahmen eines Synallagmas geht. 
So ist etwa unklar, wie die Situation bei nicht synallagmatischen Verträgen zu beurteilen 
wäre. Der Empfänger eines Schenkungsversprechens (Art. 243 OR) könnte möglicher-
weise das Surrogat beanspruchen, wenn die Primärleistung untergegangen ist und der 
Schenker sich auf Art. 119 Abs. 1 OR beruft. Dementsprechend wäre es auch in casu 
nicht ausgeschlossen, dass dem Vermächtnisnehmer die Restanz des Kaufpreises als 
stellvertretendes commodum für die untergegangene Sache zugesprochen werden könn-
te. Zwar besagt Art. 484 Abs. 3 ZGB, dass der Vermächtnisbeschwerte nicht verpflichtet
wird, doch liesse sich argumentieren, die Norm beziehe sich einzig auf die Primärforde-
rung. Eine explizite Regelung darüber, was mit einer allfälligen Ersatzleistung gesche-
hen soll, enthält Art. 484 Abs. 3 ZGB demgegenüber nicht. In damit vergleichbarer Wei-
se besagt auch Art. 119 Abs. 1 OR nur, dass bei nachträglicher Unmöglichkeit die For-
derung als erloschen gilt, und dennoch bejahen Lehre und Rechtsprechung61 – zumin-
dest dann, wenn die Gefahrtragung bereits übergegangen ist – einen Anspruch auf den 
Ersatzvorteil.

Im Rahmen des zwischen Beschwertem und Vermächtnisnehmer bestehenden Schuld-
verhältnisses62 den Anspruch auf Herausgabe des stellvertretenden commodum zu beja-
hen, erscheint nach dem Gesagten jedenfalls nicht als von vornherein völlig ausge-
schlossen. Die Ersatzforderung – im vorliegenden Fall die beim Ableben des Erblassers 
noch vorhandene Kaufpreisrestanz – geht auf den die Unmöglichkeit der Leistung verur-
sachenden Verkauf des ursprünglich vermachten Grundstücks zurück. Allerdings hat die
Veräusserung des vermachten Gegenstandes vor dem Erbgang stattgefunden und damit 
zu einem Zeitpunkt, in welchem die Vermächtnisforderung noch gar nicht entstanden
war. Bis zum Ableben des Erblassers stellen sämtliche Berechtigungen von Todes we-
gen lediglich Anwartschaften dar, welche sich erst mit Eröffnung des Erbgangs zu einem 
Erb- bzw. Vermächtnisanspruch verdichten.63 Testamentarisch angeordnete Begünsti-
gungen können zudem vom Erblasser jederzeit widerrufen werden (Art. 509 Abs. 1
ZGB). In casu war das Vermächtnis somit zu keinem Zeitpunkt überhaupt geschuldet,
denn der Erblasser ist keinerlei Verpflichtung eingegangen. Anders wäre die Frage al-
lenfalls dann zu beurteilen, wenn das Vermächtnis vom Erblasser mit erbvertraglich 
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60 PFAMMATTER (Fn. 53), S. 91 ff.
61 S. die Hinweise in Fn. 52 und 54.
62 Das Vermächtnis stellt eine erbrechtliche Obligation dar; so WOLF/HRUBESCH-

MILLAUER (Fn. 2), Rz. 578.
63 WOLF/GENNA, SPR IV/1 (Fn. 4), S. 36.
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V. Schlussbemerkungen
Wer als Erblasser Vermächtnisse anordnet, hat sich bewusst zu sein, dass die legierten
Gegenstände im dereinstigen Nachlass nicht mehr vorhanden sein können und dass in 
diesem Fall gestützt auf Art. 484 Abs. 3 ZGB die bedachten Personen grundsätzlich
keinen Anspruch haben. Dies gilt auch dann, wenn der Erblasser vom Ausscheiden der 
vermachten Gegenstände aus seinem Vermögen und damit ihrem Nichtvorhandensein
im späteren Nachlass keine Kenntnis hatte. Der den vorliegenden Ausführungen zugrun-
de gelegte Sachverhalt macht weiter deutlich, dass für den verbeiständeten Erblasser zu 
dessen Lebzeiten stattfindende Vertretungshandlungen des Beistandes und der Erwach-
senenschutzbehörde Umfang und Zusammensetzung des dereinstigen Nachlassvermö-
gens beeinflussen und damit gegebenenfalls zugleich über die daran bestehenden oder 
nicht bestehenden Berechtigungen entscheiden.

Die vorstehend angestellten Überlegungen zeigen auch auf, dass im hier interessierenden 
Zusammenhang der Wille des Erblassers, wie er aus der Verfügung von Todes wegen 
ersichtlich ist, für die Rechtslage entscheidend ist. Das folgt aus der dispositiven Geset-
zesbestimmung des Art. 484 Abs. 3 ZGB. Im Rahmen einer sorgfältigen Nachlasspla-
nung ist dieser Umstand zu berücksichtigen. Es sind deshalb bei der Begründung von 
Vermächtnissen vorzugsweise Anordnungen namentlich auch darüber zu treffen, wie im 
Fall des Nichtvorhandenseins des vermachten Gegenstandes in der dereinstigen Erb-
schaft zu verfahren sei. Geht für diesen Fall der Wille des Erblassers dahin, dass das 
Vermächtnis nicht geschuldet sein soll, so hat er das in seiner Verfügung festzuhalten. 
Denn trotz damit gegebener Übereinstimmung mit der gesetzlichen Vermutung des 
Art. 484 Abs. 3 ZGB empfiehlt es sich, klarzustellen, dass kein anderer Wille und damit 
kein Abweichen von der gesetzlich normierten Regelung vorliegt. Damit lässt sich ins-
besondere auch verhindern, dass der Bedachte versuchen könnte, über die Figur des 
stellvertretenden commodum einen allfälligen Ersatzvorteil für sich zu beanspruchen. Ist 
umgekehrt vom Erblasser anstelle des ursprünglich legierten, nicht mehr vorhandenen 
Gegenstandes die Zuwendung eines Surrogates, einer Ersatzsumme oder eines anderen 
Objektes gewollt, ist dieser – von Art. 484 Abs. 3 ZGB abweichende – Wille in der Ver-
fügung von Todes wegen ausdrücklich festzuhalten.

Besonders die Notarinnen und Notare sind gefordert, im Rahmen der Beurkundung von 
öffentlichen letztwilligen Verfügungen und Erbverträgen ihre Klientinnen und Klienten 
über die hievor erläuterte Rechtslage und die für den Fall des Nichtvorhandenseins des 
vermachten Gegenstandes in der Erbschaft bestehenden und gebotenen Rechtsgestal-
tungsmöglichkeiten zu belehren bzw. zu beraten. In Zeiten steigender Lebenserwartung 
erhöhen sich naturgemäss auch die Lebenshaltungskosten – darunter namentlich die 
Heim- und Pflegekosten – des Menschen, und zwar unter Umständen ganz erheblich. 
Unter diesem Aspekt bildet die hier besprochene Konstellation, dass ein zunächst ver-
mächtnisweise zugewendeter Gegenstand zu einem späteren Zeitpunkt zwecks Finanzie-
rung des Unterhalts des Erblassers – allenfalls durch dessen Beistand und mit Zustim-
mung der Erwachsenenschutzbehörde – veräussert werden muss, heutzutage keinerlei
Seltenheit.
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